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KURZ KOMMENTIERT
Mercedes

Schlechtes Recycling-Beispiel
D ie  spel<tal<uläre Beteiligung Kuwaits an IVlerce- 
des-Benz macht auch für eine breitere öffentiich- 
l<eit zunehmend deutlich, daß für die Bundesrepu­
blik der allgemeine Prozeß des Recycling der Öl­
gelder nicht in der günstigsten Art und Weise von­
statten geht. Obwohl die Bundesrepublik selbst 
des Devisenzustroms zur Finanzierung der „Öl- 
Lücke“ gar nicht bedürfte, verschuldet sie sich 
direkt und indirekt in erheblichem Maße gegen­
über den OPEC-Ländern (Ausländerkäufe deut­
scher Wertpapiere, EG-Anleihe) bzw. läßt von die­
sen deutsche Unternehmen aufkaufen (Krupp und 
jetzt Mercedes). Gleichzeitig betätigt sie sich als 
Hauptkapitalgeber und Risikoübernehmer beim 
Versuch, die „Öl-Defizite“ der tatsächlich bedürf­
tigen, aber international nicht mehr kreditwürdi­
gen Länder zu decken (Italienkredit, Garantielei­
stungen im Rahmen der Gemeinschaftsanleihe so­
wie wahrscheinlich weitere Kreditleistungen im 
Gefolge der Pariser Gipfelkonferenz).

Durch eine derartige Politik gerät die Bundesrepu­
blik zunehmend in die Rolle eines Bankiers der 
Ölstaaten, und zwar eines Bankiers, der Einlagen 
zu Marktkonditionen hereinnimmt und sie an 
schlechte Schuldner zu Vorzugsbedingungen wie­
der ausleiht. Eine derartige Umwandlung ist zwar 
im Rahmen des Recycling wahrscheinlich notwen­
dig, weil die Araber ihr öl sonst wohl in der Erde 
ließen; unumgänglich ist aber nicht, daß ein Staat 
die Hauptrisiken dieses Transformationsprozesses 
trägt. Vor allem müßten die USA, die sich bisher 
unilateralen Recycling-Operationen und auch dem 
Aufkauf ihrer Unternehmen (Fall Lockheed) er­
folgreich widersetzt haben, in die internationale 
Lastenverteilung mit einbezogen werden. Die Bun­
desrepublik sollte daher auf internationaler Ebene 
multilaterale, auf einer möglichst breiten Basis 
stehende Recyclingvorhaben forcieren (IWF- oder 
Kissinger-Lösung) und sich auf nationaler Ebene 
wieder auf Devisenkontrollen einstellen, die der 
neuen Lage entsprechen. pg

EG

Erholungspause für „schwache“ Länder
Gegen alle Erwartungen haben die Integrations­
bestrebungen in der Gemeinschaft nicht entschei­
dend zu einer Homogenisierung der einzelnen 
Volkswirtschaften geführt. Die Inflationsraten vari­
ieren zwischen 7 und 20% , und die einzelnen 
Wachstumsraten sind ebenso unterschiedlich. Vor 
dem Hintergrund der Energiekrise ist die Zah­
lungsbilanzsituation des einen Landes noch er­
freulich, diejenige anderer Mitgliedstaaten dage­
gen schon katastrophal.

Unter Berücksichtigung dieser Rahmenbedingun­
gen dürfte Willy Brandts Pariser Rede doch nicht 
so überraschend gekommen sein. Sein Vorschlag, 
den angeschlagenen Mitgliedern eine Stundung 
ihrer Pflichten zu gewähren und sie zunächst aus 
dem harten Kern zu befreien, bedeutet nicht un­
bedingt ihr de-facto-Ausscheiden aus der Gemein­
schaft. Zunächst sollten die wirtschaftlich schwä­
cheren Länder nur eine Erholungspause einlegen, 
während die restlichen verstärkte Maßnahmen 
zur Überwindung der integratorischen Stagnation 
ergreifen. Erfüllen aber die schwächeren Staaten 
wieder die notwendigen Bedingungen, könnten 
sie im Fahrwasser der anderen schneller voran­
kommen. Gefährlich wäre allerdings eine zeitliche 
Ausdehnung einer solchen Pause sowie eine 
künftige Institutionalisierung des Verfahrens.
Mit populären Lösungsansätzen., wie einer größe­
ren Finanzhilfe einiger weniger Mitglieder zur Er­
weiterung des Regionalfonds oder der bilateralen 
Kreditlinien, ist kaum zu rechnen. Denn die Über­
schußländer können die Probleme der anderen 
ad Infinitum nicht lösen. So besteht das Dilemma 
der künftigen EG-Politik in der Entscheidung, ob 
weitere unrealistische Erwartungen sowohl an 
gegenwärtig schwache als auch an stärkere Län­
der geknüpft werden oder ob man doch zu einer 
abgestuften Lösung gelangt, bevor die Integration 
gänzlich zum Stillstand kommt oder manches 
Land aus der Gemeinschaft austritt. arr

Multinationale

Hinter verschlossenen Türen
Streng abgeschirmt von der Öffentlichkeit trafen 
sich Ende November Bonner Politiker und Ge­
werkschaftsvertreter mit Repräsentanten von ame­
rikanischen und deutschen multinationalen Unter­
nehmen. Die nach der Tagung herausgegebenen 
Informationen waren außerordentlich dürftig und 
teilweise überraschend. Den Öl-Multis, die vor 
einem Jahr noch allgemein als die Nutznießer, 
wenn nicht sogar als (Mit-)lnitiatoren der Ölkrise 
galten, wurde bescheinigt, sie hätten damals eine 
„wichtige und positive Rolle“ für die Ölversorgung 
der Bundesrepublik gespielt. Im Gegenzug be­
scheinigten die amerikanischen Teilnehmer den 
deutschen Gewerkschaften, ein besseres soziales 
Klima als in anderen Staaten geschaffen zu 
haben.
Über den tatsächlichen Inhalt der Gespräche zwi­
schen Politik und Wirtschaft wurde jede Auskunft 
verweigert. Die Öffentlichkeit kann sich zu Recht 
fragen, welchen Sinn die geheime Sitzung gehabt 
haben soll. Sie kann allenfalls deutlich machen, 
daß die Regierungen den Multinationalen gegen­
über in einer schwachen Position sind. Wenn man 
außerdem berücksichtigt, wie ungeschoren die
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deutschen Multinationalen zwei Wochen zuvor aus 
dem Bundestagshearing herausl<amen, wird deut­
lich, wer zur Zeit am längeren Hebeiarm sitzt.

Aus diesem Grunde i<ann es auch nicht verwun­
dern, wenn die Unternehmen „Verständnis“ für 
einen Verhaltenskodex für Multis aufbringen, um 
die von Emotionen bestimmte Diskussion zu ver­
sachlichen. Ein Kodex, nach dem die Unterneh­
men sich freiwillig richten, kann jedoch kaum das 
richtige Instrument sein. Um die Tätigkeit der 
Unternehmen beurteilen zu können, müssen Tat­
sachen auf den Tisch. Hier sollte der Schwer­
punkt der Regierungstätigkeit (und der Gewerk­
schaften) liegen. Angesichts der veröffentlichten 
Stellungnahmen ist zweifelhaft, ob man diesem 
Ziel auf der vertraulichen Konferenz nähergekom­
men ist. ma

Entwicklungshilfesteuergesetz

Unbefriedigendes Zwisclienergebnis
M it dem Entwickiungshiifesteuergesetz tun sich 
Parlament und Regierung schon iange schwer. 
Wie der jüngste Bundestagsbeschluß zu diesem 
Gesetz zeigt, haben die Beratungen auch dieses 
Mal zu einem unbefriedigenden Ergebnis geführt. 
Von Anfang an bestanden offenbar nicht zu über- 
brückende Meinungsverschiedenheiten über Art 
und Form der Förderung von Investitionen in Län­
dern der Dritten Welt; Während vor allem das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit eine stärker entwicklungspolitisch orien­
tierte Ausgestaltung des Gesetzes propagierte, 
wollten andere Ressorts und die Industriever­
bände Entwicklungspoiitik und Rohstoffsiche­
rungspolitik miteinander verbinden.

Stark unterschiedliche Auffassungen zeigten sich 
auch in der Beurteilung der entwicklungspoliti­
schen Effizienz des Gesetzes. Besonderes Inter­
esse kommt in diesem Zusammenhang den Äuße­
rungen vieler Unternehmensvertreter zu, die vor 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
beim Deutschen Bundestag unumwunden erklär­
ten, daß das Gesetz nur geringe Initialwirkungen 
für Investitionen verzeichnen könne. Angesichts 
dieser kontroversen und zum Teil von starken 
Gruppeninteressen durchsetzten Diskussion über 
die Ausgestaltung des Entwicklungshiifesteuer- 
gesetzes waren die Voraussetzungen für eine 
sachliche Klärung der offenen Fragen denkbar 
ungünstig.
Einen Ausweg aus diesem Dilemma erhoffte man 
sich von einer einstimmig angenommenen inter­
fraktionellen Entschließung, in der die Bundes­
regierung aufgefordert wurde, bis zum Jahres­
ende 1977 eigenständig Vorschläge jeweils zur 
allgemeinen Investitionsförderung, zur Investi­
tionsförderung in Entwicklungsländern und zur

Rohstoffsicherung vorzulegen, die dann das Ent­
wicklungshilfesteuergesetz ablösen sollen. Wenn 
es allerdings bis dahin nicht gelingt, die Diskus­
sion weitgehend zu versachlichen, steht zu be­
fürchten, daß erneut ein „unbefriedigendes Ge­
setz“ beschlossen wird, das weder den Interessen 
der Bundesrepublik noch denen der Entwicklungs­
länder dient. mk

Ost-West-Kooperation

Eine neue Initiative?
Nach zweijähriger Vorbereitungszeit ist im No­
vember in der Wiener Hofburg eine fünftägige 
Ost-West-Tagung unter dem verheißungsvollen 
Namen „Neue Initiativen in der Ost-West-Zusam- 
menarbeit“ veranstaltet worden. Bei aller bemer­
kenswerten Aktivität, die vor allem die Ostblock- 
Delegierten bei der Vorbereitung der Konferenz 
entfalteten, ist ihr Ergebnis jedoch mager ge­
blieben.

Nur in einem Fall v/urde die Wiener Konferenz 
konkret und ließ ihre „neue“ Initiative in folgen­
der Forderung gipfeln: Es soll ein internationales 
Zentrum für industrielle Ost-West-Kooperation in 
Wien errichtet werden. Abgesehen davon, daß 
diese Anregung so neu wiederum nicht ist und 
auch andere Städte wie z. B. Westberlin nicht 
müde werden, auf ein wachsendes Interesse des 
Auslandes an ihrer Stadt als Drehscheibe west- 
östlicher Wirtschaftsbeziehungen hinzuweisen, 
knüpfen sich an ein solches Informations- und 
Dienstleistungszentrum (Kooperationsbörse) eine 
Reihe bisher nicht schlüssig beantworteter Fragen.

Viele an einer Kooperation interessierte westliche 
Firmen haben wahrscheinlich auch an einer Ko­
operationsanbahnungshilfe Interesse. Denn es ist 
insbesondere für viele kleinere und mittlere Fir­
men sehr schwierig und oft zu kostspielig, Infor­
mationen über vorhandene Kooperationsmöglich­
keiten zu erhalten. Nun weiß man hingegen wie­
derum, daß diejenige Firmengruppe, die bisher 
schon im Kooperationsgeschäft zu Hause ist, eine 
sogenannte Kooperationsbörse keineswegs ver­
mißt, da sie ja über das entsprechende „Anbah­
nungs-Know-how“ verfügt. Wenn im Westen keine 
einheitliche Haltung über eine fest institutionali­
sierte Kooperationsbörse zu erwarten ist, so 
dürfte auch die spezielle Wettbewerbssituation 
zwischen den RGW-Ländern ihre Einrichtung in 
naher Zukunft verhindern.

Nach den insgesamt mageren Ergebnissen kann 
die Wiener Konferenz nicht als eine bemerkens­
werte Pioniertat im Dienste der Ost-West-Koope- 
ration bezeichnet werden. Ob diese Tagung im 
nächsten Frühjahr deshalb tatsächlich — wie be­
absichtigt — eine Fortsetzung findet, wird von Teil­
nehmern dieser Veranstaltung selbst bezweifelt, pl
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